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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts
HamÂ¬burg vom 23. Mai 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Antragsgegnerin hat den
Antragstellern auch die Kosten des BeschwerdeverÂ¬fahrens zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Die am dem 27. Juni 2005 (Montag) eingegangene Beschwerde der Antragsgegnerin
gegen den ihr am 25. Mai 2005 zugestellten Beschluss des SozialgeÂ¬richts
Hamburg (SG) vom 23. Mai 2005, der das SG nicht abgeholfen und die es dem
LandessozialgeÂ¬richt (LSG) zur EntÂ¬scheiÂ¬dung vorgeÂ¬legt hat, ist statthaft
(Â§ 172 SozialgeÂ¬richtsÂ¬gesetz â�� SGG -), form- und fristgeÂ¬recht
einÂ¬gelegt worden (Â§ 173 SGG) und auch sonst zulÃ¤sÂ¬sig. Sie ist jedoch nicht
begrÃ¼ndet. Das SG hat die Antragsgegnerin zu Recht im Wege der einstweiligen
Anordnung verÂ¬pflichtet, der G. R. fÃ¼r ihre Kinder M., geboren am X.XXXXXXX
1994, und J., geboren am XX.XXXXXXXX 1995, vorlÃ¤ufig monatlich Leistungen in
HÃ¶he von 306,52 EUR zu gewÃ¤hren.

Vorab ist klarzustellen, dass Antragsteller im Sinne des Â§ 86b Abs. 2 SGG und
damit Beschwerdegegner in diesem Beschwerdeverfahren allein M. und J. R. sind.
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Sie allein sind legitiÂ¬miert, die AnsprÃ¼che auf Leistungen zum Lebensunterhalt
in der Form von Sozialgeld und auf anteilige Kosten der Unterkunft, deren
vorÂ¬lÃ¤ufiger Realisierung dieses Verfahren dient, im eigenen Namen geltend zu
machen, denn diese AnsprÃ¼che stehen gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 und Abs. 2
Sozialgesetzbuch â�� Zweites Buch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitslose (SGB II)
allein ihnen, nicht ihrer vom SG als Antragstellerin angefÃ¼hrten MutÂ¬ter, zu.
Diese macht keine eigenen AnsprÃ¼che, sondern als gesetzliche Vertreterin ihrer
noch minÂ¬derjÃ¤hrigen Kinder deren AnsprÃ¼che geltend. Da auch die
MitglieÂ¬der von BedarfsgemeinÂ¬schaften eigene, selbstÃ¤nÂ¬dige AnsprÃ¼che
haben, sind nur sie insoweit aktivlegitimiert. Etwas anderes ergibt sich auch nicht
aus Â§ 38 SGB II, der die Vertretung der Bedarfsgemeinschaft durch eine gesetzlich
vermutete BevollmÃ¤chtigung bestimmt und damit an der
AnspruchsinÂ¬haberschaft des jeweiliÂ¬gen vertretenen Mitglieds der
Bedarfsgemeinschaft eben nichts Ã¤ndert. Bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung ist
deshalb anzunehmen, dass (auch) die juristische Konstruktion gewÃ¤hlt werden
sollte, welche dem tatsÃ¤chlichen Begehren am besÂ¬ten entÂ¬spricht, also die
der Vertretung der Antragsteller zu 1 und 2 (vgl. SG Dortmund 22. Kammer,
Beschluss vom 5. April 2005, S 22 AS 22/05 ER â�� Juris)

Einstweilige Anordnungen sind zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug
auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile notwendig erscheint (Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG).
Der durch den beantragten vorÂ¬lÃ¤ufigen Rechtsschutz zu sichernde Anspruch
(Anordnungsanspruch) und die NotwendigÂ¬keit einer vorlÃ¤ufigen Sicherung
(Anordnungsgrund) sind glaubhaft zu machen. Dies ist im Falle der Antragsteller
geschehen. Der Senat hÃ¤lt die diesbezÃ¼glichen AusfÃ¼hrungen des SG im
angefochtenen Beschluss fÃ¼r Ã¼berzeugend und nimmt vollen Umfangs auf sie
Bezug (Â§ 153 Abs. 2 SGG analog). Die AusfÃ¼hrungen der Antragsgegnerin zur
BegrÃ¼ndung ihrer Beschwerde gegen diesen Beschluss, die im wesentlichen eine
Wiederholung und Vertiefung ihrer AusfÃ¼hrunÂ¬gen im Verfahren vor dem SG
beinhalten, gebieten keine andere EinschÃ¤tÂ¬zung des SachverÂ¬halts.

Der Senat teilt nach summarischer PrÃ¼fung ebenso wenig wie das SG die
Auffassung der Antragstellerin, der Anwendungsbereich des Â§ 9 Abs. 2 Satz 2 SGB
II sei im Wege einer an Sinn und Zweck oriÂ¬entierten Auslegung Ã¼ber seinen
Wortlaut hinaus auf den ehegattenÂ¬Ã¤hnlichen PartÂ¬ner des erwerbsfÃ¤higen
HilfeÂ¬bedÃ¼rftigen zu erstrecken.

Â§ 7 Abs. 3 SGB II bestimmt allein die ZugehÃ¶rigkeit zur Bedarfsgemeinschaft,
wÃ¤hrend die sich daraus ergebenden Folgen hinsichtlich der HilfebedÃ¼rftigkeit in
Â§ 9 SGB II geregelt werÂ¬den. Dabei ist es keineswegs so, dass innerhalb der
Bedarfsgemeinschaft erzieltes EinkomÂ¬men und vorhandenes VermÃ¶gen
generell berÃ¼cksichtigt wird. Vielmehr gilt dies nur bei den in Â§ 9 Abs. 2 SGB II
besonders aufgefÃ¼hrten Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft. Danach ist das
Einkommen des nichtehelichen Lebenspartners der Mutter der Antragsteller nicht
auf deren Bedarf anzurechnen. Einstandspflichten, wie sie durch die von der
Antragsgegnerin gewÃ¼nschte Analogie zu seinen Lasten in Bezug auf die Kinder
seiner LebensgefÃ¤hrtin begrÃ¼ndet werden sollen, erfordern eine klare
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gesetzliche Grundlage. Die BerÃ¼cksichtigung fremden Einkommens stellte und
stellt in der Sozialhilfe wie auch in der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende eine
Ausnahme von dem Prinzip der individuellen Bedarfs- und
EinÂ¬kommensÂ¬berechnung dar. Eine solche Ausnahme findet ihre
Rechtfertigung in der AnknÃ¼pÂ¬fung an die zivilrechtlichen Einstandspflichten der
Kernfamilie, nÃ¤mlich zwischen nicht getrennt lebenden Ehegatten sowie in einem
Haushalt lebenden Eltern und minderjÃ¤hrigen Kindern. Eine AusÂ¬weitung bedarf
der ausdrÃ¼cklichen Regelung, da damit Leistungspflichten statuiert wÃ¼rden, die
Ã¼ber die zivilrechtlichen VerÂ¬pflichtungen weit hinausgehen (in diesem Sinne:
HamburgiÂ¬sches Oberverwaltungsgericht, Beschluss vom 24. Januar 1996 â�� Bs 
IV 13/96 â�� FamRZ 1996, 977). Soweit ersichtlich, ist es in Rechtsprechung â��
auch der verwaltungsgerichtlichen zu der VorgÃ¤ngervorschrift des Â§ 11 Abs. 1
Satz 2 Bundessozialhilfegesetz â�� BSHG â�� (vgl. BVerwG, Urteil vom 26.
November 1998 â�� 5 C 37.97 â�� BVerwGE 108, 36) â�� und Literatur (vgl. etwa
Peters in Estelmann, SGB II, Â§ 9 Rn. 53; Jahn, SGB II, Â§ 9 Anm. 7 â�� Sauer -;
RadÃ¼ge in juris-PK SGB II, Â§ 9 Rn. 41 m. w. N.) bislang vÃ¶llig unstreitig, dass Â§
9 Abs. 2 Satz 2 SGB II auf den nichtehelichen Lebenspartner der Kindesmutter keine
Anwendung findet.

Es gibt keinen Anhaltspunkt dafÃ¼r, dass die Nichtnennung des nichtehelichen
Lebenspartners auf einem nicht in der Absicht des Gesetzgebers liegenden
Versehen beruht und es sich somit um eine planwidrige LÃ¼cke handelt. Gegen die
Annahme der Antragsgegnerin, dem Gesetzgeber sei das ZurÃ¼ckbleiben der
Regelung des Â§ 9 Abs. 2 Satz 2 SGB II hinter dem weitergehenden Regelungszweck
des Â§ 7 Abs. 3 SGB II verborgen geblieÂ¬ben, spricht der Umstand, dass die Frage
der BerÃ¼cksichÂ¬tigung des Einkommens eines nichtÂ¬ehelichen Lebenspartners
einer Mutter bei der Ermittlung des Bedarfs ihres Kindes sich schon im
SoziÂ¬alhilferecht noch wÃ¤hrend der Geltung des BSHG in derselÂ¬ben Weise
gestellt hat und Gegenstand der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung war. Vor
diesem Hintergrund dÃ¼rfte es kaum Zufall sein, dass diese Frage in Â§ 9 Abs. 2
SGB II wie im BSHG und jetzt in Â§ 19 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 Sozialgesetzbuch â��
ZwÃ¶lftes Buch â�� Sozialhilfe (SGB XII) geregelt ist.

Auch eine â�� eingeschrÃ¤nkte â�� BerÃ¼cksichtigung des Einkommens des
LebensgefÃ¤hrten der Mutter der Antragsteller bei der Ermittlung des Bedarfs ihrer
Kinder gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 5 SGB II kommt nicht in Betracht. Dieser Bestimmung
zufolge wird vermutet, dass HilfebedÃ¼rftige, die mit Verwandten und/oder
VerschwÃ¤gerten in Haushaltsgemeinschaft leben, von ihnen LeisÂ¬tungen
erhalten, soweit dies nach deren Einkommen und VermÃ¶gen erwartet werden
kann. Der Anwendung des Â§ 9 Abs. 5 SGB II auf das VerhÃ¤ltnis der Antragsteller
zum LebensgeÂ¬fÃ¤hrten ihrer Mutter steht entgegen, dass sie mit ihm nicht
verwandt und nicht verschwÃ¤gert sind. Eine Erstreckung dieser Bestimmung auf
Partner eheÃ¤hnlicher LebensÂ¬gemeinschaften, wie sie BrÃ¼hl (LPK SGB II, Â§ 9
Rn. 47) befÃ¼rwortet, hÃ¤lt der Senat fÃ¼r ausÂ¬geschlossen. AngeÂ¬sichts der
vom Gesetzgeber in abweichender Weise von Â§ 36 SGB XII getroffenen Regelung
darf das Gericht nicht im Wege der LÃ¼ckenausfÃ¼llung die Rolle des
Gesetzgebers Ã¼bernehÂ¬men, eine unmissverstÃ¤ndliche Regelung durch eine
inhaltlich andere ersetzen und sich so seiner Bindung an Recht und Gesetz
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entziehen. Dass die Vorschriften des SGB II mit denen des SGB XII nicht immer
deckungsgleich sind, zeigt sich auch anderen Orts.

Fehler bei der Berechnung des ungedeckten Bedarfs der Antragsteller sind von der
AntragsÂ¬gegnerin nicht gerÃ¼gt worden und auch nicht ersichtlich. Er ergibt sich
in HÃ¶he von jeweils 153,26 EUR (insgesamt 306,52 EUR) als Differenz zwischen
dem Kindergeld in HÃ¶he von 154 EUR einerseits und dem Bedarf in HÃ¶he von
307,26 EUR, zusammengesetzt aus der Regelleistung in HÃ¶he von 207 EUR (Â§ 28
Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 SGB II: 60 v. H. der nach Â§ 20 Abs. 2 SGB II maÃ�Â¬gebenden
Regelleistung) sowie den anteiligen Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he
von 100,26 EUR (501,28 EUR geteilt durch 5).

Auch der Anordnungsgrund ist entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin
gegeben. Es ist den Antragstellern nicht zuzumuten, das Hauptsacheverfahren
abzuwarten, da sie zur Deckung ihres Bedarfs auf die im Streit stehenden
Leistungen nach dem SGB II angewiesen sind.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf der entsprechenden Anwendung des
Â§ 193 SGG.

Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG nicht anfechtbar.

Erstellt am: 03.08.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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